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Die Jusos begrüßen den politi-
schen Mut, den Jeannot Krecké
angeblich zeigt. Der Wirtschafts-
minister beweise Menschlichkeit
und rede Klartext, so wie es sich
für einen sozialistischen Minister
gehöre, heißt es in einer Presse-
mitteilung der Jungsozialisten.
Verantwortung übernehmen hei-
ße die Devise. Die JSL hebt her-
vor, dass der Wirtschaftsminister
über ein Ministerium verfüge, das
lediglich 15 Prozent des BIP kon-
trolliere. Das Mittelstandsminis-
terium hingegen – das seit Jahr-
zehnten in konservativer Hand
ist – trage die Verantwortung für
50 Prozent des BIP.

Die Jusos fordern, dass endlich
die seit Jahren angestrebte „sim-
plification administrative“ durch-
geführt wird – die der Staatsmi-
nister übrigens zur Chefsache er-
klärt hatte.

Obwohl auch Handeln der
CSV gefragt ist, sei der Koaliti-
onspartner der LSAP komplett
abgetaucht. Wäre die CSV wirk-
lich an Wirtschaftsfragen interes-
siert, müsste sie die Bemühungen
des Wirtschaftsministers unter-
stützen und sie nicht unter den
Teppich des Regierungsrats keh-
ren. Die CSV sei nicht im gerings-
ten an der Zukunft der jungen
Menschen und der kommenden
Generationen interessiert.

Alle politischen Akteure seien
gefordert! Der Frust des Wirt-
schaftsministers sollte als Auffor-
derung an seine Kollegen ver-
standen werden, sich nicht nur in
Sonntagsreden zur Wettbewerbs-
fähigkeit der luxemburgischen
Wirtschaft zu bekennen, sondern
diesen Lippenbekenntnissen
auch Taten folgen zu lassen.

JSL unterstützt Krecké

Verantwortung
übernehmen

Ende November wird das „Insti-
tut grand-ducal“ ein Buch über
die Universität Luxemburg he-
rausgeben: „Les défis de l’univer-
sité du Luxembourg“. Autor
Henri Entringer analysiert in sei-
nem Werk die Probleme, mit der
die hiesige Universität zu kämp-

fen hat, um ihre gesteckten Ziele
zu erreichen. Sieben Jahre nach
der Gründung der Uni sei es an
der Zeit, die hohen Ansprüche,
die in sie gesetzt wurden, noch
einmal unter die Lupe zu nehmen
und das bisher Erreichte zu be-
werten. Das Buch soll gleichzei-
tig eine Bestandsaufnahme der
Argumente sein, die gegen die
Gründung der Universität ins
Feld geführt worden waren, ihrer
Funktionsweise und der aktuel-
len Probleme.

Institut grand-ducal

Buch über die
Uni Luxemburg

Am Dienstagmorgen fand im
Festsaal des Athénée in Luxem-
burg-Stadt die Studienkonferenz
„Interlycées – Sozial- und Soli-
darwirtschaft“ unter dem Motto
„Die Entscheidungsträger von
morgen im Vergleich zu denjeni-
gen von heute“ statt.

Unter den zahlreichen Gästen
nahmen auch Romain Schneider,
beauftragter Minister der Solidar-
wirtschaft, und Prof. Sybille Mer-
tens, Universitätsdozentin der
Uni Lüttich teil. Vor allem aber
war die Veranstaltung auf Schü-
ler der Sekundarschulen fokus-
siert. Neben luxemburgischen
Klassen aus verschiedenen Schu-
len waren auch Schüler aus der
französischsprachigen Großregi-
on, nämlich aus Arlon, Thionvil-
le und Longwy zugegen.

Eröffnet wurde die Konferenz
von Frau Prof. Sybille Mertens
mit einem Vortrag über Sozial-
und Solidarwirtschaft. Sie erklär-
te zuerst die Unterschiede zwi-
schen der kapitalistischen Markt-
wirtschaft und der Sozial- und
Solidarwirtschaft. Anschließend
fokussierte sie sich ganz auf Letz-
teres und hob dessen Vorteile wie

das Vertrauen der Bevölkerung
in solche Unternehmen oder aber
deren lokale Präsenz hervor.

Elf Millionen Menschen arbei-
ten europaweit für Organisatio-
nen, Genossenschaften, Vereine
und Stiftungen. Allen Betrieben
gemeinsam sei das Nicht-Profit-
Streben, Gewinne würden bei
diesen Betrieben nicht an die An-
leger zu deren Bereicherung wei-

tergegeben, sondern sinnvoll ein-
gesetzt werden, beispielsweise in
nachhaltige Entwicklung.

Im zweiten Teil der Veranstal-
tung referierte unter dem Motto
„Solidarwirtschaft, eine andere
Art Wirtschaft zu verstehen“ der
Minister Romain Schneider zum
Thema.

Erst 1999 wurde die Sparte
„Solidarwirtschaft“ innerhalb

des Arbeitsministeriums gegrün-
det, mit dem Ziel, Arbeitslosig-
keit zu bekämpfen. 2004 wurde
die Sparte dann formell dem Fa-
milien- und Integrationsministe-
rium zugewiesen.

Nach diesem historischen Ab-
riss war es dem Minister wichtig,
die Vorzüge bei Unternehmen
dieser Wirtschaftssparte hervor-
zuheben: Solidarität und nach-
haltige Entwicklung, Mensch
steht im Zentrum der Interessen,
Profit ist nicht das Hauptziel, au-
tonome Verwaltung gegenüber
der öffentlichen Hand, demokra-
tische Entscheidungen.

Im dritten Teil der Veranstal-
tung wurde der neue Studiengang
an der HEC Liège „Master en sci-
ences de gestion“ (Master in Be-
triebswirtschaftslehre), der spe-
ziell auf diese Wirtschaftssparte
vorbereitet, vorgestellt.

Aber es gibt auch den Weg der
Quereinsteiger, der ebenfalls in
die Sozial- und Solidarwirtschaft
führt. Hierzu waren einige Ver-
treter luxemburgischer „non pro-
fit“-Organisationen eingeladen,
die ihren professionellen Werde-
gang schilderten. tageblatt.lu

Interlycées

Sozial- und Solidarwirtschaft spannend gemacht
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Neue Einblicke für die Schüler

Erster der eingeschriebenen Red-
ner war Norbert Haupert (CSV).
Die „hohe Vertreterin für Außen-
politik“, die sich die EU mit dem
Verfassungsvertrag gegeben hat,
habe bislang noch kein wirkli-
ches Profil zeigen können, mein-
te er. Dagegen habe sich das Eu-
ropaparlament vergleichsweise
gut in seine Rolle eingearbeitet.

Vor allem die Politiker der gro-
ßen Länder hatten sichtlich Pro-
bleme, sich damit abzufinden,
dass sie in der neuen Struktur an
Gewicht verloren haben.
Deutschland habe mit seiner Po-
sition die EU lange in ihren Hilfs-
bemühungen gegenüber Grie-
chenland gelähmt, klagte Hau-
pert. Und Deals wie der zwischen

Frankreich und Deutschland in
Deauville seien letztlich kontra-

produktiv, ergänzte er. Eine Ein-
schätzung, die auch von den
nachfolgenden Rednern geteilt
wurde.

Sie sei froh, dass auch der lu-
xemburgische Premierminister
und der Außenminister das De-
auville-Abkommen kritisiert hät-
ten, meinte Lydie Polfer (DP).
Man müsse andere Wege finden,
um zu einer besseren Finanzpoli-
tik zu kommen. Die Zielsetzung,
zu intervenieren „bevor das Kind
im Brunnen liegt“ lies sich ein
Staat total überschuldet hat, sei
richtig, meint sie.

„Kalte Schauder“
wegen Referenden

Bei dem Gedanken, dass ein sol-
cher Weg möglicherweise eine,
wenn auch nur minimale, Ände-
rung des Verfassungsvertrags
notwendig machen könnte, laufe
ihr allerdings der kalte Schauder
den Rücken hinunter, bemerkt
Lydie Polfer. „Haben wir wirk-
lich nichts aus der Vergangenheit
gelernt?“, fragt sie.

Es sei derzeit „schwer, nicht in
Katastrophismus zu verfallen“
meinte Ben Fayot (LSAP), der

von einer „positiv-kritischen Re-
de“ des Außenministers sprach.
Auch er warnte vor den Risiken
einer neuerlichen Änderung des
Verfassungsvertrags. „Wir wissen
um die Schwierigkeiten mit mög-
lichen Referenden“.

Die Rede des Außenministers
habe „wenig Optimismus ausge-
strahlt“, stellte Félix Braz von
den Grünen fest. Asselborn habe
vor dem Parlament noch immer
den Diplomaten gespielt, statt zu-
mindest vor diesem Forum mit
der Faust auf den Tisch zu hauen
und seine Kritik an dem Gebaren
der direkten Nachbarn deutlich
zu artikulieren. „Was in Deauvil-
le abgelaufen ist, war nicht in
Ordnung“, rügte er das Verhalten
von Frankreich und Deutsch-
land.

Ganz andere Töne kamen von
Fernand Kartheiser (ADR). Er
kritisierte massiv die vom Präsi-
denten der Eurogruppe lancierte
Idee von sogenannten „Euro-
bonds“. Juncker mache sich und
Luxemburg lächerlich mit dieser
Idee. Kein Land werde die Schul-
den anderer mittragen, gab er
sich überzeugt. Im Gegenteil wä-
ren solche „Bonds“ sogar ein An-
reiz dazu, noch mehr Schulden
zu machen.

Flaues EU-Gefühl im Bauch
Außenpolitische Debatte im Parlament

Nach der außenpolitischen Er-
klärung von Vizepremier und
Außenminister Jean Asselborn
am Dienstag hatten gestern
die Abgeordneten das Wort.
Quer durch alle Reihen war
dabei in Sachen EU ein flaues
Gefühl zu verspüren.

Léon Marx
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Am Dienstag noch von anderen Regierungsmitgliedern umrahmt, hatten diese gestern dem Au-
ßenminister das Feld allein überlassen. Ein Umstand, der längst nicht allen Abgeordneten gefiel.
Außenpolitik betreffe alle Ressorts, klagte etwa Félix Braz von den Grünen. Menschenrechte
etwa müssten bei Wirtschaftsmissionen auch vom Finanz- oder Wirtschaftsminister angespro-
chen werden.

„L’ombre iranienne au coeur
du Luxembourg“. Unter die-
semTitel hatten die Kolle-
gen des „LeQuotidien“ am
Montag über die „Metal and
Mineral Trade“ berichtet, ei-
nemit dem iranischen Indus-
trieministerium verbundene
Handelsgesellschaft, die am
3. August von denUSAge-
listet wurde. „LeQuotidien“
war es bei seinen Recher-
chen nicht gelungen, den
Schleier über dieAktivitäten
zu lüften. Gestern griff Félix
Braz („déi gréng“) dasDos-
sier auf. Aber auch die Infor-
mationen vonAußenminis-
ter JeanAsselborn tragen
nichtwirklich zur Klärung
bei. Offen bleibt noch insbe-
sondere, wieso die Firma ei-
nenMonat nach der Veröf-
fentlichung der US-Liste am
6. September ihren Sitz in

Luxemburg auflöste. Hatte
sie doch anscheinend nichts
zu verbergen. DieMMT habe
zwar auf einer Liste von ira-
nischen Firmengestanden,
mit denenUS-Amerikaner
keinenHandel betreiben
dürfen, soAsselborn, von
denUSA selbst aber sei die
Information gekommen,
dass dieMMTnicht inWaf-
fengeschäfte impliziert ge-
wesen sei. Bleibt die Frage,
mit was da überhaupt ge-
handelt wurde. Der Umsatz
habe in den Jahren 2006
und 2007bei fünfMillionen
Euro gelegen, in den Folge-
jahren sei es nochweniger
gewesen. Sogar demHan-
delsgericht erschien das of-
fenbar verdächtig. Es hat
laut „LeQuotidien“ eineUn-
tersuchungwegen „défaut
d’activité“ eingeleitet. lm.

Iranischer Schatten ...

„Les défis de l’université du
Luxembourg“ ist mittels Überwei-
sung von 18 Euro auf das Post-
scheckkonto LU59 1111 0379 8356
000 der „Section des sciences mo-
rales“ erhältlich. Vermerk: Défis


